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Besteuerung der betroffenen Personen (derzeit ca. 50), sofern deren Renten-
einkiinfie auch tatsédchlich von der EU an der Quelle besteuert werden.

Schengen/Dublin: Im Rahmen der Schengener Zusammenarbeit haben die
teilnehmenden Staaten ihre Personenkontrollen an den Binnengrenzen auf-
gehoben und gleichzeitig zur Stdrkung der inneren Sicherheit eine Reihe von
Ausgleichsmassnahmen beschlossen. Dazu gehoren insbesondere die Ver-
stirkung der Kontrollen an den Aussengrenzen des Schengener Raums, eine
gemeinsame Visumspolitik fiir Kurzaufenthalte, die Verbesserung der
Zusammenarbeit im Bereich der Rechtshilfe in Strafsachen sowie die Inten-
sivierung der grenziiberschreitenden Polizeizusammenarbeit. Zu den wich-
tigsten Instrumenten dieser Zusammenarbeit gehort das Schengener Infor-
mationssystem (SIS), eine europaweite Fahndungsdatenbank. Die Dubliner
Zusammenarbeit ist ein Element des europdischen Asylraums. Mit ihr soll
sichergestellt werden, dass Asylsuchende ein — aber nur ein — Asylgesuch im
Dubliner Raum stellen kénnen. Dublin legt Kriterien fest, gemdss denen der

fiir die Behandlung eines Asylgesuchs zustindige Staat bestimmt wird, und

sorgt so fiir eine ausgewogene Verteilung der Asylsuchenden auf die Dublin-
Staaten. Dank der elektronischen Datenbank Eurodac konnen mehrfach
gestellte Asylgesuche systematisch erkannt werden. Die Instrumente der
Schengen/Dublin-Zusammenarbeit werden laufend den neuen Anforde-
rungen und technischen Entwicklungen angepasst. Die Schengen/Dublin-
Assoziierungsabkommen gewdhrleisten der Schweiz die umfassende Beteili-
gung an dieser Zusammenarbeit. Bei der Weiterentwicklung dieser Zusam-
menarbeit hat die Schweiz ein volles Mitsprache-, jedoch kein Mitbestim-
mungsrecht. Bei jeder Weiterentwicklung des Schengen/Dublin-Rechtsbe-
standes entscheidet die Schweiz souverdn, ob sie einen neuen Erlass
tibernehmen will. In den Abkommen mit der EU wurden der Schweiz lange
Fristen fiir diese Ubernahme zugestanden, so dass die normalen schweizeri-
schen Verfahren (parlamentarische Genehmigung, Referendum) eingehalten
werden konnen. Im Falle der Nichtiibernahme einer Weiterentwicklung sind
die Vertragsparteien verpflichtet, nach pragmatischen Losungen zu suchen.
Im dussersten Fall hitte die Ablehnung der Ubernahme eines neuen Erlas-
ses die Kiindigung der Abkommen zur Folge. Von diesem Grundsatz wurde
der Schweiz allerdings eine unbefristete Ausnahme gewdhrt, und zwar fiir
den Fall, dass die EU bei der Rechtshilfe im Bereich der direkten Steuern
das Erfordernis der doppelten Strafbarkeit abschaffen sollte (was mit dem
schweizerischen Bankgeheimnis unvereinbar wdre).

Betrugsbekdmpfung: Im Abkommen iiber die Betrugsbekdmpfung wird eine
intensivere Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und der EU im Kampf
gegen Schmuggel und andere Deliktformen im Bereich der indirekten Steu-
ern (Zoll, Mehrwertsteuer, Verbrauchssteuern) sowie beim dffentlichen
Beschaffungswesen und im Bereich der Subventionen vereinbart. Zu diesem
Zweck werden die Amts- und die Rechtshilfe griffiger ausgestaltet und der
Informationsaustausch zwischen den zustdndigen Behorden intensiviert.

5968



Quelle: Botschaft Bundesrat 2004 zur Genehmigung der Bilateralen II BBl 2004 5965, 5968, “Übersicht” bzw. de facto einleitende Bemerkungen














